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F O R S C H U N G  I N  G R A U B Ü N D E N  Stefan Engler

Politik und Wissenschaft 
brauchen einander

P
Politiker wie Wissenschaftler emp-
finden gleichermassen, dass sie 
eine schwierige Beziehung zuei-
nander haben. Das kann auch gar 
nicht anders sein. In der Wissen-
schaft geht es um Erwerb und Er-
halt von Wissen, in der Politik da-
gegen um Erwerb und Erhalt von 
Macht. Wissen ist die Vorausset-
zung für unsere Orientierung in der 
Welt, Macht ist die Voraussetzung 
für politisches Gestalten. 

Zur spannungsvollen Bezie-
hung der beiden kommt es, weil 
Wissenschaft und Politik aufgrund 
unterschiedlicher Rationalitäten 
handeln, einander aber zugleich 
brauchen. Demokratie funktioniert 
nicht wie Wissenschaft. In der De-
mokratie zählen nicht allein der 
messerscharfe Verstand, Besten-
auslese, Peer Review und Impact 
Factor. Die Politik in der Demokra-
tie folgt eigenen Regeln. Wissen-
schaft ist ihrem Wesen nach zual-
lererst erkenntnisorientiert – Poli-

tik ihrem Wesen nach handlungs-
orientiert.

Aus Sicht der Wissenschaft ver-
schwinden mit viel Mühe erarbeite-
te Gutachten in der Schublade oder 
dienen erkennbar nur der nachträg-
lichen Rechtfertigung längst ge-
planter Massnahmen; sie fühlt sich 
oft instrumentalisiert und in dem, 
was sie als ihren eigentlichen Auf-
trag ansehen, zur Wirkungslo-
sigkeit verdammt. Die Poli-
tik erinnert zwar immer an 
die Bringschuld der Wis-
senschaft, bleibt aber sel-
ber oft sogar dann untätig, 
wenn klare wissenschaftli-
che Erkenntnisse unbedingt 
politisches Handeln erfordern. 
Die von der Wissenschaft beratene 
Politik liebt derartige Aufforderun-
gen nicht. Sie sieht sich in ihrer le-
gitimen Rolle infrage gestellt, wenn 
Wissenschaftler sich mit Argumen-
ten des Sachzwangs faktisch politi-
sche Entscheidungsfunktionen an-
massen. Das ist der bekannte Vor-
wurf von Expertokratie. Hätten bei-
de Seiten ein realistisches Bild von-
einander, wäre ihre Beziehung zwar 
nicht problemlos, aber man sparte 
sich immerhin unnütze gegenseiti-
ge Vorwürfe.

In der forschungspolitischen 
Beziehung ist das Aufeinandertref-
fen von Wissenschaft und Politik 
unausweichlich. Die Wissenschaft 
betrachtet die Politik als Mäzen und 
erwartet Förderung um ihrer selbst 
willen; entsprechend fühlt man sich 
manipuliert, wenn letztere als Hü-
terin der Steuergelder die Themen-

wahl mitbestimmen will. Die Poli-
tik meint umgekehrt, dass es ihre 
Aufgabe sei, die Wissenschaft auf 
gesellschaftliche Ziele hinzulenken; 
somit gibt es auf ihrer Seite wenig 
Verständnis dafür, dass die Wissen-
schaft sich nicht nur solchen Steue-
rungsbemühungen entzieht, son-
dern es sogar versteht, durch ge-
schickte Überzeugungsarbeit für 
ihre selbstbestimmten Ziele öffent-
liche Gelder anzuzapfen. 

Dabei diente es der Entspan-
nung, wenn beide, Politik und Wis-

senschaft, sich an den Grundkon-
sens erinnerten. Erstens nämlich: 
Die Freiheit der Wissenschaft ist 
ein hohes Gut in unserer Demokra-
tie, als Grundrecht durch unsere 
Verfassung geschützt, und alle sind 
gehalten, sie zu pflegen, zu schüt-
zen und nötigenfalls auch zu ver-
teidigen. Und zweitens: Zur Frei-

heit der Wissenschaft gehört in 
der Demokratie geradezu spie-

gelbildlich auch eine Erwar-
tung, nämlich die Erwar-
tung an die Verantwortung 
der Wissenschaft für die 
Welt, die sie erforscht, für 

die Gesellschaft, in der sie 
forscht, für Mensch und Na-

tur ganz allgemein. Die wissen-
schaftliche Freiheit, die wir schüt-
zen müssen, und die Verantwor-
tung, die aus dieser Freiheit er-
wächst, sie beide gehören untrenn-
bar zusammen. Denn gesellschaftli-
cher Fortschritt braucht die Grund-
lage ihrer Erkenntnisse. Die grossen 
Zukunftsthemen brauchen nicht 
nur den emotionalen, sondern auch 
den gut informierten Streit. 

S T E FA N  E N G L E R  ist Ständerat  
und Mitglied des Vorstandes der  
Academia Raetica.

«Die Freiheit  
der Wissenschaft 
ist ein hohes  
Gut in unserer  
Demokratie.»

L E S E R B R I E F E

Vertraut dem 
Kampfrichter 
im Sägemehl
Wenn Journalisten mit ihren Inter-
views und Publikationen den Ent-
scheid eines Kampfrichters am 
Sägemehlring missbrauchen, um 
das Sommerloch zu füllen, dann 
stimmt etwas nicht mehr. Was ist 
hier falsch? Nicht zur Antwort ge-
hören der eigentliche Entscheid
des ehrenamtlichen Funktionärs, 
nicht die Tatsache, dass dieser Ent-
scheid knapp ausfiel, nicht, dass es
sich gegebenenfalls um einen Fehl-
entscheid handelt. Auch nicht das 
Sommerloch. Falsch ist hier die Ig-
noranz der ureigenen Tugenden 
des Schwingerwesens.

Vertrauen: Wir, die Schwinger-
familie, trauen dem Kampfrich-
ter diesen anspruchsvollen Job 
an. Wir vertrauen ihm. Wir brau-
chen keine Video-Überwachung 
und die daraus folgenden Diskus-
sionen und Sanktionen. Loyalität: 
Wir, die Schwingerfamilie stehen
zu unseren Königen, wir stehen zu 
und hinter unseren Kampfrichtern. 
Egal wie sein in Millisekunden ge-
fällter Entscheid ausfällt. Natürlich 
sagen wir auch mal, «aus meiner
Perspektive war das ein Fehlent-
scheid». Basta! Das technische Re-
gulativ wird stets weiterentwickelt 
und die Kampfrichter sind bestens
geschult und trainiert – eine Vi-
deoüberwachung ist fehl am (Sä-
gemehl-) Platz.

 ▸ BARTHLI SCHROFER, TRIMMIS

Die Revision  
der AHV ist  
acht Jahre zu früh
Im Gegensatz zum Parlament und 
dem Bundesrat beurteilte das 
Stimmvolk die finanzielle Situa-
tion der AHV immer richtig. Auch 
grosszügigere und notwendige Re-

visionsvorschläge wurden immer 
angenommen, während «Jammer-
vorlagen» vom Volk stets abge-
schmettert wurden. Das Schwei-
zer Stimmvolk kann stolz sein über
seine Haltung, denn es konnte da-
durch den kommenden drei Gene-
rationen je 20 Milliarden Franken 
als Reserve zurücklassen.

Leider handelt es sich bei der 
AHV-Revision 21 um eine «Jam-
mer- und Schwindelvorlage». Am 
25. Mai 2022 um 23.15 Uhr las ich 
im Teletext des Schweizer Fernse-
hens eine Horrorgeschichte über 
die AHV. Ich glaubte den Unsinn 
nicht und schaltete eine Stunde 
später wieder an und siehe da, jetzt
las ich dort eine schüchterne Ent-
schuldigung, die sagte, dass die 
Voraussagen für die laufende Revi-
sion der AHV viel zu pessimistisch
ausgefallen seien. Wie richtig das 
war! Statt der vorausgesagten Ver-
luste für die Jahre 2000 bis 2021 re-
sultierte in dieser Zeitspanne ein 
Gewinn von 5,983 Milliarden Fran-
ken. Nach solchen Fehlern muss 
sich das Parlament auf Tatsachen 
besinnen.

1. Das Schuldverhältnis des 
Bundes zur AHV ist aufzuklären 
und offenzulegen. Auf die von der 
Bundeskanzlei in der Botschaft zur 
Steuerreform und AHV-Finanzie-
rung (STAF) vom 19. Mai 2019 auf 
Seite 15 aufgeführten 10,6 Milliar-
den Franken ist weder das Parla-
ment noch der Bundesrat einge-
treten. Gerüchte sagen weiter, die 
AHV statt der Bund habe bei der Sa-
nierung der IV wacker mitgeholfen
– und wie viel Zinsen hat die AHV 
für die riesigen Guthaben bei der IV
bekommen? In acht Jahren könnte 
dies abgeklärt werden. 

2. Von der Geburt bis zum Tode 
wird die durchschnittliche Lebens-
erwartung ermittelt, während vom 
64. oder 65.Altersjahr bis zum To-
de die Rentendauer der verstorbe-
nen Rentnerinnen und Rentnern 
bestimmt wird. Die 26 kantona-
len Ausgleichskassen und 74 Ge-

werbeausgleichskassen ermitteln 
pro Jahr von 70 000 verstorbenen 
Rentnerinnen und Rentnern auf 
den Monat genau die Dauer der be-
zahlten Renten. Bis am 15. Mai eines
jeden Jahres erhält das Bundes-
amt für Sozialversicherungen die 
geprüften Jahresrechnungen der 
100 Ausgleichskassen und bis am 
25. Mai weiss es genau, wie sich die
Altersentwicklung für die AHV aus-
wirkt. In den nächsten acht Jahren
soll das Bundesamt für Sozialver-
sicherungen daher eine öffentlich
publizierte Tabelle über die Dauer 
der pro Jahr bezahlten Altersren-
ten erstellen.

Bei den Beratungen der Revi-
sion zur AHV 21 war fast nur von 
Ausgleichszahlungen an 55- bis 
64-jährige Frauen zu lesen, die zu-
dem willkürlich und derart kom-
pliziert festgesetzt wurden, dass 
dadurch die 100 Ausgleichskas-
sen im Endeffekt mindestens weit 
über 100 Millionen Franken unnö-
tige EDV-Kosten hätten. Die heute 
20- bis 54-jährigen Frauen, die mit 
der Vorlage pro Jahrgang mit einer 
Milliarde Franken belastet würden, 
waren allen egal! Persönlich schät-
ze ich die geheime Schuld des Bun-
des an die AHV so hoch ein, dass sie 
mindestens dem Ertrag der AHV-
Revision 21 entspricht. Warum 
sollten wir jetzt noch eine unnöti-
ge Übung machen?

 ▸ CHRISTIAN ALLEMANN, CHUR

Politik sollte  
vorausschauend 
handeln
Zu den Artikeln «Intensiver Abschluss 
des A13-Pilotversuchs» und «Massi-
ve Staus und dickhäutige Verkehrs-
regler» sowie «Eine Mangellage ist 
für den Winter real» in den Ausgaben 
vom 17. und 18. August.

Im Artikel vom vergangenen Mitt-
woch wird mit Genugtuung dar-

gelegt, dass «die verkehrslenken-
den Massnahmen der Strassenver-
antwortlichen des Kantons in Zu-
sammenarbeit mit dem Bundes-
amt für Strassen» sich bewährt ha-
ben. Wie wenn damit das Grund-
problem behoben wäre, das vielen
auf den Strassenverkehr Angewie-
senen (Schulbesuch, Arbeitsweg, 
Krankenbesuch und so weiter) den 
Alltag an Wochenenden erschwert. 
Aber so ist es: Taucht irgendwo ein
Problem auf, dann sind die Behör-
den mit Verboten und Vorschriften 
jeweils rasch zur Stelle. In den Me-
dien wird dann über die Wirkung 
dieser Verbote und Vorschriften 
berichtet und ausgeblendet, dass 
das Hauptproblem weiter besteht.
Auf den Flaschenhals bei Rothen-
brunnen wurde bereits beim Bau 
der Strasse hingewiesen. Man kann 
nicht vier Spuren auf zwei verklei-
nern und meinen, es entstünde 
kein Problem. 

Genauso ist es beim Strom, der 
knapp wird. Man kann nicht aus 
der Atomkraft aussteigen, vom rie-
sigen Sparpotenzial faseln, das uns 
die Minderproduktion verkraften 
lässt und gleichzeitig Elektroautos
fördern und Erdsonden-Heizun-
gen. Jetzt sollen es die Konsumen-
ten richten, sie können ja sparen
und mehr bezahlen. Verantwort-
lich für beide Probleme sind die 
Politiker an der Spitze. Ihre Aufga-
be wäre es, vorausschauend Man-
gellagen zu erkennen und diese zu 
verhindern und nicht ihr Amt miss-
brauchen, um ideologische Träume 
zu verwirklichen.

 ▸ HANS HERWIG, AROSA
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